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A. Überblick über das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 

 
Ziel des 2006 in Kraft getretenen Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) ist es, Benachteiligungen zu verhindern oder zu beseitigen.  
Geschützte Merkmale sind: Ethnische Herkunft, Geschlecht,  Religion oder 
Weltanschauung, Behinderung, Alter oder Sexuelle Identität 
 
 
    
 
 
              sexuelle Identität 
Ethnische Herkunft        Behinderung      
       Alter  Religion/ 

 Geschlecht      Weltanschauung 
 
 

Das AGG unterscheidet verschiedene Formen von Diskriminierung. 
 

   
 
 

 
 
 
 
 
Direkte Benachteiligung      Indirekte Benachteiligung          Belästigung                    

 
 
       Anweisung zur Benachteiligung        Sexuelle Belästigung 
 
 
 
Das AGG hat verschiedene Anwendungsbereiche (Lebensbereiche). 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zugang zu öffentlichen        Arbeit 
Gütern und Dienstleistungen           Bildung   Sozialschutz 
       
 

      AGG 

 
Diskriminierung 

      
 Anwendungsbereiche 
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Der Schwerpunkt des AGG liegt im arbeitsrechtlichen 
Benachteiligungsverbot. Alle Merkmale sind hier geschützt. 
Der Schutz besteht für Bewerbung, Einstellung, Ausbildung, 
Arbeitsbedingungen, Beförderung und Kündigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
     Alle Merkmale 
 
 
 
Bewerbung    Ausbildung    Arbeitsbedingungen   Beförderung    Kündigung 
 
 
 
 
 
Eine unterschiedliche Behandlung ist aber aus verschiedenen Gründen 
möglich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Merkmal stellt wesentliche und   Spezialregelungen  
entscheidende berufliche Anforderung   
dar.         
 
    Für Religions- und   bzgl. des Merkmals 
    Weltanschauungsge-  Alter objektiv und 
    meinschaften und ihrer  angemessen,   
    Vereinigungen   legitimes Ziel 
 
 
 
 
 
 

      
 Arbeitsrechtliches 

Benachteiligungsverbot 

      
 Rechtfertigungsgründe 
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Im zivilrechtlichen Benachteiligungsverbot (Zugang zu öffentlichen Gütern 
und Dienstleistungen) sind alle Merkmale bei „Massengeschäften“ gleich 
stark geschützt. Nicht geschützt ist das Merkmal Weltanschauung. 
Darüberhinaus wird nur das Merkmal Ethnische Herkunft geschützt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Alle Merkmale       nur ethnische Herkunft 
(nicht Weltanschauung!) 
bei Massengeschäften:          
   
Geschäfte bei denen das Ansehen der   alle Verträge und Dienst- 
zur Person keine oder nur nachrangige Be-  leistungen, die der 
deutung hat und in einer Vielzahl von    Öffentlichkeit zur 
Fällen abgeschlossen werden     Verfügung stehen. 
(=z.B. Gastronomie, Einzelhandel, 
Transportgewerbe, Miete bei Großver- 
mietern ab 50 Wohnungen) 
 
 
Das Benachteiligungsverbot ist nicht verletzt, wenn für eine 
Ungleichbehandlung wegen des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Identität ein sachlicher Grund vorliegt. 
Zudem gibt es Spezialregelungen für den Bereich des Wohnungsmarktes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Geschlechts, der Religion, einer   alle Merkmale finden  
Behinderung, des Alters oder    keinen Schutz, bei 
der sexuellen Identität 
 
wenn sachlicher Grund vorliegt Verträge, bei denen ein 

besonderes Nähe- und 
Vertrauensverhältnis begründet 
wird und spez. Reglungen 
für Wohnungsmarkt 

 
 

      
 Zivilrechtliches 

Benachteiligungsverbot 

      
 Rechtfertigung 
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Die Rechte der Diskriminierten bestimmen sich wiederum nach den 
Lebensbereichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
   Beschwerderecht    Unterlassung 
   Leistungsverweigerungsrecht  Schadensersatz und Entschädigung 
   Schadensersatz und    Kontrahierungszwang? 
   Entschädigung 
   Kein Einstellungsanspruch 
    

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zugang zu öffentl. 
Gütern u. 

Dienstleistungen 

 
Arbeitsleben 
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B. Diskriminierung und gewerberechtliche Konsequenzen 
 
 
Ein Verstoß gegen das AGG kann Ordnungsämter den Anlass für eine 

gewerbeaufsichtsrechtliche Überprüfung des Gewerbetreibenden bieten. Der 

Verstoß muss dafür nicht gerichtlich überprüft worden sein. 

 

Zentrale Voraussetzung für einen Eingriff in die geschützte Gewerbefreiheit ist 

die Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden. 

Gemäß § 35 GewO ist unzuverlässig, wer keine Gewähr dafür bietet, dass er 

sein Gewerbe in Zukunft ordnungsgemäß ausüben wird. 

Eine Unzuverlässigkeit kann sich aus Verstößen gegen das 

arbeitsrechtliche als auch das zivilrechtliche Diskriminierungsverbot 

des AGGs ergeben. 

  

Wegen einmaliger Diskriminierungen wird zwar keine Konzession entzogen 

oder das Gewerbe untersagt werden. Dagegen werden wiederholte Verstöße 

den Schluss nahe legen, dass auch in Zukunft mit weiteren Verstößen 

gerechnet werden kann, so dass dann die Behörde tätig werden kann und 

muss. 

Bei dieser Prognoseentscheidung ist auch die innere Einstellung des 

Gewerbetreibenden für die Beurteilung der „Wiederholungsgefahr“ von 

Bedeutung. 

 

 

 

 

 

 Bei wiederholten Verstößen 

 

  Kann Gewerbe untersagt, bzw.  

  Konzession entzogen werden  

 

Verstoß gegen AGG 
(Diskriminierung) 
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C. Diskriminierung und strafrechtliche Konsequenzen 
 

Die diskriminierende Abweisung von Kunden kann eine Straftat darstellen. 

 

1.  

Insbesondere kann darin eine Beleidigung liegen. 

Beleidigung im Sinne des § 185 StGB setzt eine Äußerung von Missachtung 

oder Nichtachtung voraus. Der betroffenen Person wird ihr Geltungswert 

abgesprochen, indem ihr negative Qualitäten zugeschrieben werden. 

D.h.: Wird jemand diskriminiert, steckt darin ein negatives Werturteil. 

Letztendlich beinhaltet diese Ablehnung die Aussage, die Person sei 

minderwertig, was wiederum eine Herabwürdigung und Angriff auf ihre Ehre 

darstellt. 

§ 185 StGB erfasst nur Fälle von individualisierter Diskriminierung, d.h. wenn 

einzelne Kunden unter Hinweis auf ihre ethnische Herkunft, Behinderung, 

sexuelle Identität etc. abgelehnt werden. 

 

2. 

Wird hingegen pauschal eine Personengruppe abgelehnt, z.B. durch ein Schild 

oder durch entsprechende Äußerungen von Türstehern, kann der Tatbestand 

der Volksverhetzung gemäß § 130 StGB erfüllt sein. 

Voraussetzung ist, dass der Täter in einer Weise, die geeignet ist, den 

öffentlichen Frieden zu stören, die Menschenwürde anderer dadurch angreift, 

dass er Teile der Bevölkerung beschimpft, böswillig verächtlich macht oder 

verleumdet. Als Teil der Bevölkerung gelten dabei alle Personenmehrheiten, 

die sich aufgrund gemeinsamer Merkmale (z.B. ethnische Herkunft, sexuelle 

Identität etc.) als unterscheidbare Gruppe darstellen und die zahlenmäßig nicht 

mehr überschaubar ist (z.B. Türken, Juden, Behinderte, Soldaten; Schwule, 

Trans*-Personen z.T aber strittig).  
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§ 185 StGB        § 130 StGB 

Beleidigung        Volksverhetzung 

 

 

 

 

   Eine strafrechtliche Verurteilung kann 

   Wiederum eine „Unzuverlässigkeit“  

   iSd § 35 GewO ergeben 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diskriminierende 
Abweisung/ 

Zugangsverweigerung 
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D. Fallbeispiele: 

 

I. Ein schwarzer Student aus Oldenburg verklagte einen Clubbetreiber  

wegen  rassistischer Diskriminierung. Der Türsteher hatte ihm den 

Eintritt mit den Grund verweigert, männliche Ausländer kämen nicht  

rein. Das Gericht gab dem Studenten Recht und verurteilte den 

Betreiber zu Zahlung von 500 EUR Schmerzensgeld. Er bekam nicht 

mehr, weil dem Betroffenen der Zugang während eines privaten 

Testings verweigert wurde. 

(AG Oldenburg, Urteil v. 23.07.08, E 2 C 2126/07) 

 

  

II. Die Ablehnung einer Bewerberin weil sie keine „deutsche 

Muttersprachlerin“ ist, stellt eine mittelbare Diskriminierung 

im Sinne des AGGs dar. 

Das Arbeitsgericht verurteilte den Arbeitgeber zur Zahlung von 

Schadensersatz an die Betroffene iHv 3 Brutto-Monatsgehältern. 

(ArbG Berlin Urteil v. 11.02.2009, 55 Ca 16952/08) 
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E. Ausgewählte Adressen: 

 

Beratung, Unterstützung und Hilfen für Betroffene von 

Diskriminierung und Gewalt 

 

Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin (ADNB) 
des Türkischen Bundes in Berlin-Brandenburg 
Tempelhofer Ufer 21 
10963 Berlin 
030/61 30 53 28 
adnb@tbb-berlin.de 

 
 

GLADT e.V. 
Gays & Lesbians aus der Türkei 
Kluckstraße 11 
10785 Berlin 
030/26 55 66 33 
info@gladt.de 
 
 
Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung 
Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 
Antidiskriminierungsstelle 
Oranienstraße 106 
10969 Berlin 
030/9028-1866 oder 9028-2708 
http://www.berlin.de/lb/ads/ 
 

 

ReachOut – Opferberatung und Bildung gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus 
Oranienstraße 159 
10969 Berlin 
030/695 68 339 
info@ReachOutBerlin.de 
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